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Die Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst von Bund und Kommunen für 2.5 Mio. Beschäftigte 

haben am 1. September begonnen. Für die 2,5 Millionen Beschäftigten war dies ein enttäuschender 

Auftakt.  

Auf Seiten der Gewerkschaften sind Verhandlungspartner unter der Tarifführerschaft von Verdi, die 

Gewerkschaft der Polizei, die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, die Industriegewerkschaft 

Bauen, Agrar, Umwelt (BAU). Sie verhandeln zusammen mit dem Deutschen Beamtenbund. 

Für die Vereinigung der kommunalen Arbeitgeber ist Verhandlungsführer Ulrich Mädge, 

Oberbürgermeister der Hansestadt Lüneburg. 

Die Gewerkschaften haben mit ihrer Forderung nach 4,8 % mehr Lohn für 12 Monate 

Verantwortungsbewusstsein und Augenmaß gerade in Corona Zeiten bewiesen. Für die große Anzahl 

der Beschäftigten in den unteren Lohnbereichen ist besonders wichtig, dass mindestens 150 Euro mehr 

im Monat bezahlt werden sollen. Auch die zusätzlichen Forderungen der Gewerkschaften nach 100 

Euro mehr für Auszubildende und Praktikanten sind ein Mindestmaß an tariflichen Verbesserungen. 

Die Angleichung der immer noch höheren Arbeitszeit im Osten an den Westen auf 39 Stunden ist nach 

30 Jahren Deutscher Einheit längst überfällig. 

Besonders enttäuschend ist daher die harte Haltung der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeber. An 

Stelle eines verhandelbaren Lohnangebots sind lediglich die üblichen Klagelieder zu vernehmen, dass 

in Anbetracht von Corona die öffentlichen Kassen leer seien. 

Dabei sind die Gewerkschaftsforderungen nicht trotz Corona sondern wegen Corona ein Mindestmaß. 

Gerade bei den betroffenen Beschäftigten in den Kommunen geht es in dieser Tarifrunde in ganz 

besonderem Maße um Gerechtigkeit, Fairness und Solidarität! Ihnen ist es in aller erster Linie zu 

verdanken, dass sie unter Einsatz der eigenen Gesundheit die Versorgung der Bevölkerung 

aufrechterhalten haben. 

Dabei ist schon in höchstem Maße bedauerlich, dass es erst einer solchen Pandemie wie Corona 

bedurfte, um die gesellschaftliche Unverzichtbarkeit ihrer Tätigkeit Politik und Öffentlichkeit erneut 

vor Augen zu führen.  

Dies gilt zuallererst für die Gesundheits- und Pflegeberufe. Gerade hier werden seit vielen Jahren die 

viel zu geringen Löhne und belastenden Arbeitsbedingungen, insbesondere Arbeitszeiten und 

Schichtzeiten von allen Seiten beklagt. Immer wieder wird der Pflegenotstand ausgerufen. Aber bisher 

ist wenig geschehen, um die schwere Arbeitssituation dieser Beschäftigten spürbar zu verbessern. 

Dabei erleben wir jetzt, dass gerade die Pflegeberufe für den Schutz der am meisten von Corona 

gefährdeten älteren und gesundheitlich eingeschränkten Menschen unverzichtbar sind, aber immer 

noch am schlechtesten entlohnt werden. 

Bleibt nur zu hoffen, dass dies in den vorgesehenen eigenen Verhandlungsrunden für diese 

Beschäftigten bei den anstehenden Tarifverhandlungen, ausreichend berücksichtigt wird. Dabei muss 

endlich eine spürbare Erhöhung der Löhne und eine humane Gestaltung der Arbeitsbedingungen 

erfolgen. Dazu gehört auch eine erhebliche Aufstockung des Personals insgesamt. Verbale 

Wertschätzung und wöchentliches Klatschen können niemals Ersatz für die dringend erforderliche 

Verbesserung der Löhne und Arbeitsbedingungen sein. 
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Auch der einmalige Bonus von 1000 bzw. 1500 Euro, der nach langem Hin- und Her der finanziellen 

Verantwortlichkeiten jetzt endlich gezahlt werden soll, ist zwar ein richtiger Schritt, aber keinesfalls 

ausreichend. Löhne insbesondere für Helfertätigkeiten, die nicht einmal eine Existenzgrundlage bieten 

und Aufstocken durch Hartz IV mit den erniedrigenden Gängen zu den Ämtern erforderlich machen, 

sind ein gesellschaftlicher Skandal, der dringend behoben werden muss. 

Ähnliches gilt für Erzieherinnen. Deren Bedeutsamkeit ist in Corona Zeiten besonders krass zutage 

treten, wenn Kitas und Schulen geschlossen wurden. Die Belastung der Frauen und Familien durch 

Home-Office und Kinder- bzw. Hausaufgabenbetreuung ist häufig kaum mehr zu ertragen. 

Ähnliches gilt für die Tätigkeiten in Arbeitsagenturen und Job Centern bei über 10 Millionen Anträgen 

auf Kurzarbeitergeld sowie steigender Arbeitslosigkeit mit einer außergewöhnlichen Belastung für die 

betroffenen Beschäftigten. 

Ebenfalls deutlich geworden ist die Unverzichtbarkeit der Tätigkeiten im Handel und der Versorgung 

des täglichen Lebensbedarfs aller Art - mit unzureichender Bezahlung und besonders belastenden 

Arbeitsbedingungen und Arbeitszeiten. 

Wenig überzeugend sind die ständigen Klagelieder der Arbeitgeber, die Lohnforderungen der 

Gewerkschaften seien nicht zu finanzieren. Gerade die Gewerkschaften waren es, die für die 

Kommunen einen finanziellen Rettungsschirm durchgeboxt haben, damit ein Ausgleich der Verluste 

an Gewerbesteuern ermöglicht wird. Wenn gleichzeitig Mrd. Euro für den Ausgleich der Corona-

Folgen für die Wirtschaft gezahlt werden, dürfte es jedenfalls möglich sein, dieses Mindestmaß an 

Verbesserung von Löhnen und Arbeitsbedingungen zu finanzieren. Die Arbeitgeber täten gut daran, 

sich ernsthaft mit der Erfüllung der Gewerkschaftsforderungen auseinanderzusetzen. Sie habe es in der 

Hand, zu einem schnellen Ergebnis zu kommen und Streiks zu verhindern. Die Gewerkschaften und 

die Arbeitnehmer sind zur Durchsetzung ihrer Forderungen auch auf Arbeitskampfmaßnahmen 

vorbereitet. Die Arbeitgeber haben es in der Hand dies zu verhindern. Zudem wäre dies ein guter 

Beitrag auch für die Bekämpfung des erheblichen Mangels an Fachkräften im öffentlichen Dienst, 

sowie für die dringend notwendige Stärkung der Konjunktur zur Überwindung der Corona-Folgen für 

Wirtschaft und Sozialwesen. 

 


